Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1923 | tr. 34. 


Inhalt: Geſetz zur Sicherung der Verwaltung des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk, S. 275. — Geſetz, betreffend die 
— Deckung von Ausgaben im Haushalte für das Rechnungsjahr 1919, S. 276. — Geſetz zur Anderung der Hinterlegungs⸗ 
ordnung vom 21. April 1913, S. 277. — Geſetz, betreffend Beteiligung des Preußiſchen Staates an der Rhein⸗Main⸗Donau⸗ 
Aktiengeſellſchaft, S. 278. — Verordnung über Anderungen des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes, S. 280. — Verordnung, 
bekreffend das Inkrafttreten des Geſetzes vom 24. Dezember 1922 wegen Anderung der Amtsgerichtsbezirke Kirchberg, Traben-Trarbach, 
Wittlich und Zell a. d. Moſel, S. 280. — Bekanntmachung, betreffend Genehmigung von Anderungen des Statuts der Spar⸗ 
und Leihkaſſe für die Hohenzollernſchen Lande, S. 281. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch 
die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 281. 


(Rr. 12518.) Geſetz zur Sicherung der Verwaltung des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk. Vom 
8 4. Juni 1923. g 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 5 
§ 1. 

(1) Für die Dauer der Beſetzung des rheiniſch-weſtfäliſchen Induſtriegebiets durch die feind⸗ 
lichen Mächte wird der zuſtändige Miniſter ermächtigt, auf Antrag des Verbandspräſidenten dem 
Verbandsausſchuſſe die Zuſtändigkeit der Verbandsverſammlung vorübergehend zu übertragen. 

(2) Die Beſchlüſſe des Verbandsausſchuſſes bedürfen im Falle des Abſ. 1 zu ihrer Gültigkeit 
der Genehmigung des Verbandspräſidenten. 

(3) Unter der Vorausſetzung des Abſ. 1 gilt der Verbandsausſchuß — abweichend von der Vor⸗ 
ſchrift des § 11 Abſ. 9 in Verbindung mit 89 Abſ. 3 des Geſetzes, betreffend Verbandsordnung 
für den Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk, vom 5. Mai 1920 (Gefekfamml. S. 286) — als 
beſchlußfähig, wenn außer dem Verbandsdirektor mindeſtens 4 Mitglieder anweſend ſind, von denen 
je 2 Vertreter der Mitgliedkreiſe und der Arbeitsgemeinſchaften ſein müſſen. 


82 
sa 
Dieſes Geſetz tritt mit feiner Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet, Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 4. Juni 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
BE) Braun. Severing. Hirtſiefer. 


Geſetzſaammlung 1923. (Nr. 1251812524.) 47 
Ausgegeben zu Berlin den 19. Juni 1923. 


ae 


(Nr. 12519.) Geſetz, betreffend die Deckung von Ausgaben im Haushalte für das Rechnungsjahr 1919. 
Vom 7. Juni 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Einziger Paragraph. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung von Ausgaben im Haushalte für das 
Rechnungsjahr 1919 eine Anleihe in Höhe von 332295 886,08 Mark durch Ausgabe eines ent⸗ 
ſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzunehmen. Die Verwaltung der Anleihe wird 
der Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. Die Anleihe iſt in der Art zu tilgen, 
daß jährlich 5 vom Hundert des für den Anleihezweck aufgenommenen Schuldkapitals unter Hinzu⸗ 
rechnung der erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf 
bewilligte Anleihen verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung 
dieſer Anleihe aufgewendeten oder auf bewilligte Anleihen verrechneten Beträge anzuſetzen. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
ſind von zwei Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu unterſchreiben. a 

(6) Die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörigen Zinsſcheine und Wechſel 
können auch ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältnis 
auf in- und ausländiſche Währung ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

(% Die Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

6) Die Mittel zur Einlöſung der Schatzanweiſungen und Wechſel können durch Ausgabe von 
Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage 
beſchafft werden. 

(e) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der 
Umlauf und gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte 
beginnen, mit dem die Umlauffähigkeit und die Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 

(7) Wann, durch welche Stelle und in welchem Betrage, zu welchem Zins- oder Diskontſatze, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem Kurſe 
die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter; ihm bleibt im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für die Zahlung im Ausland überlaſſen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats find gewahrt. 


Berlin, den 7. Juni 1923. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel) Braun. v. Richter. 
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(Mr. 12520.) Geſetz zur Anderung der Hinterlegungsordnung vom 21. April 1913. Vom 9. Juni 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
Die Hinterlegungsordnung vom 21. April 1913 (Geſetzſamml. 1913 S. 225, 1920 S. 385) 
wird wie folgt geändert: 
1. Der $ 7 wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „Königliche Verordnung“ die Worte „die 
zuſtändigen Miniſter “. 
b) Im Abſ. 2 wird die Zahl „100“ durch die Zahl „5 000 / und die Zahl „10“ durch 
die Zahl „1000“ erſetzt. 
2. Im $ 22 Abſ. 2 Ziffer 2a wird die Zahl „300“ durch die Zahl „10 000“ erſetzt. 
3. Im 8§ 33 Abſ. 1 wird die Zahl „300“ durch die Zahl „10 000 und im Abſ. 2 die 
Zahl „10“ durch die Zahl „500“ erſetzt. 
4. Im $ 34 wird die Zahl „100“ durch die Zahl „5 000. erſetzt. 
5. Der $ 40 wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſ. 2 treten 


in Nr. 1 an die Stelle der Worte „75 Pfennig“ die Worte „5 Mark, 
in Nr. 2a an die Stelle der Worte „80 Pfennig!“ die Worte „6 Mark, 
in Nr. 2b an die Stelle der Worte „1,25 Mark’! die Worte „10 Mark! 
und an die Stelle der Worte „2 Mark“ die Worte „15 Markl. 

b) Abſ. 2 Nr. 3 erhält folgende Faſſung: 

3. bei einer Verwahrung von ſonſtigen Urkunden 4 Mark für jede angefangenen 
eintauſend Mark des Geſamtwerts. 

e) An Stelle der bisherigen Vorſchrift im Abſ. 4 tritt folgende Vorſchrift: 

Der Mindeſtbetrag einer Verwahrungsgebühr beträgt 200 Mark. In anderen 
als Lehns-, Fideikommiß⸗ und Stiftungsſachen werden jedoch die für die einzelnen 
Rechnungsjahre zuſammenzurechnenden Gebühren nur dann auf den Mindeſtbetrag 
erhöht, wenn die Summe dieſer Gebühren 200 Mark nicht erreicht. 

6. Der § 41 wird wie folgt geändert: 
a) Der Eingang erhält folgende Faſſung: 

Auf die in Hinterlegungsſachen zu erhebenden Koſten finden die Vorſchriften der 
SS 1 bis 5, $ 6 Abſ. 2, 88 7 bis 20, 22, 23, des § 109 Abſ. 1 Nr. 1 bis 4,6 
und Abſ. 2 ſowie der 88 110 und 111 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 
28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 363) mit folgenden Maßnahmen entſprechende 
Anwendung: 

b) In Nr. 5 find die Worte „des Pauſchſatzes und“ zu ſtreichen und die Worte „ein 
tauſend Mark“ werden durch die Worte „zweihunderttauſend Mark“ erſetzt. 
47* 


a > 


e) Nr. 10 erhält im Eingange folgende Faſſung: 

An baren Auslagen werden außer den im § 109 Abſ. 1 Nr. 1 bis A und 6, 
$ 110 und $ 111 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes bezeichneten Beträgen 
erhoben: 

d) In Nr. 10 wird die Vorſchrift unter b wie folgt geändert: f a 

die Poſtgebühren, welche mit einer Auszahlung hinterlegter Gelder oder mit 

einer Herausgabe anderer Sachen verbunden find, oder welche im Falle der Sinter- 

legung baren Geldes durch den Schriftwechſel mit den beteiligten Perſonen und 

Behörden der Hinterlegungsſtelle entſtehen. 

e) In Nr. 10 unter e werden hinter dem Worte „Schreibgebühren“ folgende Worte ein— 
geſchoben: b s 
für die gemäß § 11 Satz 2 dem Gläubiger zu machende Anzeige ſowie. 
7. Der § 42 wird wie folgt geändert: 

Die Worte „drei Mark“ werden erſetzt durch die Worte „zweitauſend Mark! 
Ferner werden die Worte „43 Abſ. 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 
25. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 184)“ durch die Worte „§ 41 Abſ. 1 des Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 (Geſetzgaamml. S. 363)“ erſetzt. 

8. Der § 47 Abſ. 2 erhält folgenden Zuſatz: 
Sie werden ferner ermächtigt, bei weſentlicher Veränderung der wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe die in den 88 7 Abſ. 2, 22 Abſ. 2 Nr. 2a, 33, 34 genannten Geldwerte 
ſowie die Gebühren der 88 40, Al und die nach 8 41 zu erhebenden Schreibgebühren 
anderweit feſtzuſetzen. Die anderweite Feſtſetzung der Geldwerte berührt ein nach § 33 


ſchwebendes Verfahren nicht. Die Verfügung der Miniſter iſt dem Landtag alsbald 
vorzulegen. 


Artikel II. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Juli 1923 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 9. Juni 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterinm. 


(Siegel) Braun. am Zehnhoff. 


(Mr. 12521.) Geſetz, betreffend Beteiligung des Preußiſchen Staates an der Rhein⸗Main⸗Donau⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft. Vom 15. Juni 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
81. 


Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, ſich durch Übernahme von Aktien im Werte 


bis 300 000 000 Mark (dreihundert Millionen Mark) an der Rhein⸗Main⸗Donau⸗Aktiengeſellſchaft 
zu beteiligen. 


e 
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Da 

() Der Finangminifter wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 bewilligten Summe eine 
Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzunehmen. 
Die Verwaltung der Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. Die An- 
leihe iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des für den Anleihezweck auf- 
genommenen Schuldkapitals unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten 
Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte Anleihen verwendet werden. Als erſparte Zinſen 
ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung dieſer Anleihe aufgewendeten oder auf bewilligte Anleihen 
verrechneten Beträge anzuſetzen. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
ſind von zwei Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu unterſchreiben. 

(6) Die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörigen Zinsſcheine und Wechſel 
können auch ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältnis 
auf in- und ausländiſche Währungen ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

() Die Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

6) Die Mittel zur Einlöſung der Schatzanweiſungen und Wechſel können durch Ausgabe 
von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nenn- 
betrage beſchafft werden. ö 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werden» 
der Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden 
auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. 
Der Umlauf und gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Seit 
punkte beginnen, mit dem die Umlauffähigkeit und die Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere 
aufhört. 

(7) Wann, durch welche Stelle und in welchem Betrage, zu welchem Zins- oder Diskont— 
fage, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem 
Kurſe die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, be— 
ſtimmt der Finanzminiſter; ihm bleibt im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes 
ſowie der näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 


83. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuftändigen Miniſter. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. n 


Berlin, den 15. Juni 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Siegel.) Braun. v. Richter. Siering. 
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(Nr. 12522.) Verordnung über Anderungen des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes. Vom 23. Mai 1923. 


Das Staatsminiſterium hat auf Grund des Artikel 55 der Verfaſſung des Freiſtaates Preußen vom 
30. November 1920 in ÜUbereinſtimmung mit dem im Artikel 26 der Verfaſſung vorgeſehenen Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags folgende Verordnung mit Geſetzeskraft erlaſſen: ö 


Artikel J. 


Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten vom 17. Dezember 1920 
(Geſetzſamml. 1921 S. 135) in der Faſſung des Geſetzes vom 21. November 1922 (Geſetzſamml. S. 431) und 


der Verordnung über Anderungen des Beamten-Dienſteinkommensgeſetzes vom 13. Februar 1923 (Geſetzſamml. 
S. 54) wird wie folgt geändert: 


Im 8 18 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: N 
(2) Der Ausgleichszuſchlag wird bis zur anderweiten Feſtſetzung durch den Staatshaushalts- 
plan oder durch beſonderes Geſetz für alle im Abſ. 1 genannten Bezüge gleichmäßig 
für die erſte Hälfte des Monats Mai auf 1 220 vom Hundert, 


für die zweite Hälfte des Monats Mai und für die nachfolgende Zeit auf 1 700 
vom Hundert 


feſtgeſetzt. 
Artikel II. 
Die Frauenbeihilfe ($ 18 Abſ. 3 und § 23 Abſ. 4) wird auf monatlich 16 000 Mark feſtgeſetzt. 


Artikel III. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Mai 1923 ab in Kraft. 
Berlin, den 23. Mai 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 


(Nr. 12523.) Verordnung, betreffend das Inkrafttreten des Geſetzes vom 24. Dezember 1922 wegen 
Anderung der Amtsgerichtsbezirke Kirchberg, Traben-Trarbach, Wittlich und Zell a. d. Mofel 
(Geſetzſamml. S. 454). Vom 5. Juni 1923. 


Auf Grund des § 2 des Geſetzes vom 24. Dezember 1922 wegen Anderung der Amtsgerichtsbezirke Kirchberg, 
Traben-Trarbach, Wittlich und Zell a. d. Moſel (Geſetzſamml. S. 454) wird folgendes verordnet: 


a Einziger Paragraph. 
Das Geſetz tritt am 1. Juli 1923 in Kraft. g 
Berlin, den 5. Juni 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Juſtizminiſter: 
Braun. ö Boelitz. 
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Gr. 12524.) Bekanntmachung, betreffend Genehmigung von Anderungen des Statuts der Spar⸗ und 
Leihkaſſe für die Hohenzollernſchen Lande. Vom 26. Mai 1923. 


Auf Grund des § 57 Abſ. 1 des Statuts der Spar- und Leihkaſſe für die Hohenzollernſchen Lande vom 
10. Auguſt 1888 ſind die nach den Beſchlüſſen des Kommunallandtags der Hohenzollernſchen Lande vom 


1 4955 aufgeſtellten Anderungen des genannten Statuts von dem Preußiſchen Staatsminifterimm 
. 28 
genehmigt worden. 


Berlin, den 26. Mai 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Der Miniſter des Innern. 
Severing. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Januar 1923, betreffend die Genehmigung 
des von der Generalverſammlung des Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Kreditinſtituts 
am 29. November 1922 beſchloſſenen Nachtrags zu den reglementariſchen Beſtimmungen dieſes 
Kreditinſtituts, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr.7 S. 99, ausgegeben am 17, Februar 1923, 
der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 8 S. 39, ausgegeben am 24. Februar 1923, 

der Regierung in Stettin Nr. 19 S. 154, ausgegeben am 12. Mai 1923, 

der Regierung in Köslin Nr. 18 S. 115, ausgegeben am 5. Mai 1923, 

der Regierung in Schneidemühl Nr. 18 S. 88, ausgegeben am 11. Mai 1923, 

der Regierung in Liegnitz Nr. 20 S. 147, ausgegeben am 19. Mai 1923, und 

der Regierung in Magdeburg Nr. 19 S. 152, ausgegeben am 12. Mai 1923; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. März 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Gemeinden Kelberg und Köttelbach im Kreiſe Adenau für die Anlage einer 
Quellfaſſung und eines Schutzbezirkes für die Quellfaſſung, durch das Amtsblatt der Regierung in 
Coblenz Nr. 16 S. 84, ausgegeben am 21. April 1923, f 


die vom Preußiſchen Staatsminiſterium am 27. März 1923 vollzogene Konzeſſionsurkunde, betreffend 
den Bau und Betrieb einer vollſpurigen Nebeneiſenbahn (Gürtelbahn) um das linksrheiniſche Köln 
mit Hafenbahnanlagen durch die Stadtgemeinde Köln, durch das Amtsblatt der Regierung in Köln 
Nr. 19 S. 127, ausgegeben am 12. Mai 19235 i 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. April 1923, betreffend die Genehmigung des 
von der Generalverſammlung des Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Kreditinſtituts am 
27. März 1923 beſchloſſenen Nachtrags zu den reglementariſchen Beſtimmungen dieſes Kreditinſtituts, 
durch die Amtsblätter 

der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 20 S. 283, ausgegeben am 19. Mai 1923, 
der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 20 S. 93, ausgegeben am 19. Mai 1923, 
der Regierung in Stettin Nr. 20 S. 159 Sonderbeilage, ausgegeben am 19. Mai 1923, 
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5. 


10. 


der Regierung in Köslin Nr. 21 S. 129 Sonderbeilage, ausgegeben am 26. Mai #928, 
der Regierung in Schneidemühl Nr. 17 S. 77, ausgegeben am-5: Mai 1923, 

der Regierung in Liegnitz Nr. 21 S. 146, ausgegeben am 26. Mai 1923, und 

der Regierung in Magdeburg Nr. 18 S. 138, ausgegeben am 5. Mai 1923 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. April 1923, betreffend die Genehmigung 
eines Nachtrags zum Statut der ZentralLandſchaft für die Preußiſchen Staaten vom 21. Mai 1873, 
durch die Amtsblätter : 

der Regierung in Königsberg Nr. 18 S. 136, ausgegeben am 5. Mai 1923, 

der Regierung in Gumbinnen Nr. 19 S. 141, ausgegeben am 12. Mai 1923, 

der Regierung in Allenſtein Nr. 19 S. 85, ausgegeben am 19. Mai 1923, 

der Regierung in Marienwerder Nr. 19 S. 81, ausgegeben am 12. Mai 1923, 

der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 18 S. 265, ausgegeben am 5. Mai 1923, 

der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 19 S. 89, ausgegeben am 12. Mai 1923, 

der Regierung in Stettin Nr. 18 S. 144, ausgegeben am 5. Mai 1923, 

der Regierung in Köslin Nr. 18 S. 113, ausgegeben am 5. Mai 1923, 

der Regierung in Stralſund Nr. 18 S. 91, ausgegeben am 5. Mai 1923, 

der Regierung in Schneidemühl Nr. 18 S. 89, ausgegeben am 11. Mai 1923, 

der Regierung in Breslau Nr. 18 S. 166, ausgegeben am 5. Mai 1923, 

der Regierung in Liegnitz Nr. 19 S. 136, ausgegeben am 12. Mai 1923, 

der Regierung in Oppeln Nr. 18 Sonderbeilage, ausgegeben am 19. Mai 1923, 

der Regierung in Magdeburg Nr. 18 S. 136, ausgegeben am 5. Mai 1923, 

der Regierung in Merſeburg Nr. 18 S. 123, ausgegeben am 5. Mai 1923, 

der Regierung in Erfurt Nr. 19 S. 102, ausgegeben am 12. Mai 1923, und 

der Regierung in Schleswig Nr. 19 S. 161, ausgegeben am 5. Mai 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. April 1923, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an den Kreis Wittlage zur Regulierung und Inſtandſetzung der Hunte, durch 
das Amtsblatt der Regierung in Osnabrück Nr. 21 S. 117, ausgegeben am 26. Mai 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. April 1923, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an den Magiſtrat der Stadt Buer zur Verlegung von Gas- und Hochſpannungs⸗ 
leitungen ſowie Kabeln zum Zwecke der Verſorgung der Stadtgemeinde Buer mit elektriſchem Strom 
und Gas, durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 22 S. 169, ausgegeben am 2. Juni 1923) 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Mai 1923, betreffend die Genehmigung der 


Beſchlüſſe des 25. Generallandtags der Schleſiſchen Landſchaft, durch die Amtsblätter 
der Regierung in Breslau Nr. 20 Sonderbeilage, ausgegeben am 19. Mai 1923, 
der Regierung in Liegnitz Nr. 20 S. 151, ausgegeben am 19. Mai 1923, 
der Regierung in Oppeln Nr. 19 Sonderbeilage, ausgegeben am 26. Mai 1923, und 
der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 21 S. 112, ausgegeben am 26. Mai 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. Mai 1923, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Firma Oberſchleſiſche Eiſeninduſtrie⸗Aktiengefellſchaft für Bergbau und 
Hüttenbetrieb in Gleiwitz zur Erweiterung ihrer Privatanſchlußbahn auf dem Hochofen⸗ und Stahl⸗ 
werk Julienhütte bei Bobrek und zur Anlage eines Erzlagerplatzes nebſt Verladeeinrichtungen daſelbſt, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Oppeln Nr. 18 S. 203, ausgegeben am 19. Mai 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. Mai 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Kreis Lüchow zum Bau von Hochſpannungsleitungen uſw., durch das 
Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 20 S. 165, ausgegeben am 19. Mai 1923. 


Redigiert im Büro des Stagtsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


